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5. Gesetz zur Änderung des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-
Westfalen 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion der FDP 
Landtagsdrucksache 18/10884 
Schriftliche Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie  
 
 

Stellungnahme 

 

 

Ich bedanke mich für die Gelegenheit, zu dem Gesetzentwurf LT-Drs. 

18/10884 der Fraktion der SPD und der Fraktion der FDP Stellung neh-

men zu können. 

 

Das Ergebnis stelle ich voran:  
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• Der Gesetzentwurf wird ausdrücklich begrüßt. 

 

 

• Die Streichung des § 36 Abs. 3 LPlG ist mit Blick auf die aktuelle Recht-

sprechung des OVG Münster geboten. 

 
 

• Eine Streichung von § 36 Abs. 3 LPlG dient zudem der notwendigen Ver-

fahrensbeschleunigung und -Vereinfachung im Bereich der Windenergie-

nutzung.  

 

• Die Streichung würde zu einer (gebotenen) Entlastung der Landkreise als 

immissionsschutzrechtliche Genehmigungsbehörden ebenso wie des 

Oberverwaltungsgerichts Münster führen.  

 
 

 

Gegenwärtig werden durch die Regelung des § 36 Abs. 3 LPlG erhebliche Ressourcen 

an verschiedenen Stellen gebunden – bei den Genehmigungsbehörden, aber insbe-

sondere auch bei dem zuständigen Oberverwaltungsgericht, das mit einer Vielzahl von 

Eilverfahren belastet ist. Eine Streichung des § 36 Abs. 3 LPlG würde diese Potenziale 

freisetzen und zu einer Beschleunigung der Genehmigungsverfahren und auch der 

weiteren anhängigen Gerichtsverfahren im Bereich der Windenergienutzung beim 

OVG Münster führen.  

 

Im Einzelnen: 

 

1.  Die Fraktionen der SPD und FDP haben einen Gesetzentwurf zur Änderung des 

Landesplanungsgesetzes eingebracht. Konkret geht es um die Streichung von    

§ 36 Abs. 3 LPlG. 
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1.1 § 36 Abs. 3 LPlG wurde erst durch das 4. Gesetz der Änderung des Landespla-

nungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (Ausgangsentwurf: Landtagsdrucksache 

18/7534, konkret zu § 36 Abs. 3 LPlG: Landtagsdrucksache 18/8882 vom 

16.04.2024) eingefügt.  

 

 

1.2  Die Norm regelt gegenwärtig, dass die Bezirksregierungen die Genehmigungs-

behörden im Einzelfall anweisen können, die Entscheidung über die Zulässigkeit 

von Vorhaben der Windenergie im Sinne des § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB auszuset-

zen, wenn sich ein Raumordnungsplan in Aufstellung befindet oder geändert 

wird, um den Flächenbeitragswert im Sinne des § 3 Abs. 1 Windenergieflächen-

bedarfsgesetzes oder eines daraus abgeleiteten Teilflächenziels zu erreichen 

und wenn zu befürchten ist, dass die Durchführung der Planung durch das Vor-

haben unmöglich gemacht oder wesentlich erschwert werden würde.  

 

Die Norm regelt auch eine teilweise rückwirkende Anwendung dieser Ausset-

zungsmöglichkeit. Die Aussetzung soll zunächst für ein Jahr geschehen, bei Vor-

liegen besonderer Umstände kann die Aussetzung um ein weiteres Jahr verlän-

gert werden, längstens jedoch bis zum 31.12.2025. 

 

 

1.3  Die Regelung sah sich schon im Gesetzgebungsverfahren zum 4. Gesetz zur Än-

derung des Landesplanungsgesetzes erheblicher Kritik ausgesetzt, wie der vor-

liegende Gesetzentwurf Landtagsdrucksache 18/10884 auf Seite 2 zutreffend 

referiert. 

 

Neben rechtlichen Zweifeln wurden insbesondere auch Bedenken dahingehend 

geäußert, dass die Norm zu einer Vielzahl von Aussetzungsentscheidungen füh-

ren werde, damit den Ausbau der Windenergie bremsen und erhebliche 
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Rechtsunsicherheiten und Belastungen für Genehmigungsbehörden und die Jus-

tiz mit sich bringen werde.  

 

 Diese Befürchtungen sind jedenfalls dort, wo aktuell aufgrund des Planungs-

standes schon eine Aussetzungsmöglichkeit besteht, leider überwiegend einge-

treten.  

 

1.4  Damit hat sich die Zurückstellung nach § 36 Abs. 3 LPlG auch in der Praxis als 

erhebliche Bremse für den Ausbau der Windenergienutzung erwiesen. 

 

 

2.  Rechtlich ist die Streichung des § 36 Abs. 3 LPlG angesichts der zwischenzeitlich 

ergangenen Rechtsprechung des OVG Münster geboten und folgerichtig. 

 

 

2.1  Das OVG Münster hat mit Beschluss vom 26.09.2024 – 22 B 727/24.AK – im 

ersten Leitsatz folgendes festgestellt:  

 

 

„Es spricht überwiegendes dafür, dass § 36 Abs. 3 LPlG NRW gegen § 73 BIm-
SchG verstößt und daher nach der Kollisionsregel des Art. 31 GG („Bundes-
recht bricht Landesrecht“) nichtig sein dürfte.“ 

 

 

Das OVG Münster hat diese Auffassung sodann in dem Beschluss ausführlich in 

den Rn. 10-39 begründet. Obgleich es sich „nur“ um einen Beschluss im Eilver-

fahren handelt, zeigt der Umfang der Ausführungen, dass sich das Gericht ver-

tieft mit der Frage befasst hat und auch ein Hauptsacheverfahren jedenfalls zu 
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einer Vorlage an das Bundesverfassungsgericht gemäß Art. 100 GG wegen 

Überzeugung des Gerichts von der Verfassungswidrigkeit führen dürfte.  

 

 

2.2  Schon daraus resultiert – unabhängig von der Tatsache, dass das Bundesver-

fassungsgericht nicht abschließend über die Gültigkeit von § 36 Abs. 3 LPlG ent-

schieden hat – eine für die Genehmigungspraxis nicht tragbare Situation der 

dauerhaften Rechtsunsicherheit in einem zentralen Genehmigungsaspekt, der 

planungsrechtlichen Zulässigkeit.  

 

Die in der Gesetzesbegründung geschilderten Zahlen der Verfahren bei dem 

Oberverwaltungsgericht Münster zeigen zudem, dass auch von Seiten der Anla-

genbetreiber – angesichts der geschilderten Rechtsprechungssituation nachvoll-

ziehbar – Aussetzungsentscheidungen nicht akzeptiert werden und weiterhin in 

hohem Maße vor dem Oberverwaltungsgericht zu Klagen und Eilrechtsschutz-

anträgen nach § 80 Abs. 5 VwGO führen werden. 

 

 

2.3  Dieser Situation kann im Hinblick auf Ausführungen des OVG Münster in seiner 

vorzitierten Entscheidung allein durch Streichung des § 36 Abs. 3 LPlG Rech-

nung getragen werden. 

 

 

3.  Würde eine Streichung der Norm nicht erfolgen, würde die als „verfahren“ zu 

bezeichnende Situation in den nächsten Monaten zu weiteren Verzögerungen 

und landesweit zu einem Einbruch der Genehmigungszahlen sowie zu weiter an-

steigenden Verfahrenseingängen beim OVG Münster führen. 
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Darüber hinaus werden auch die Landkreise als zuständige immissionsschutz-

rechtliche Genehmigungsbehörden in eine missliche Situation gebracht, die ihrer 

Bedeutung und ihrer wichtigen Rolle beim Ausbau der Windenergienutzung 

nicht angemessen ist: 

 

Die Genehmigungsbehörden sehen sich in vielen Fällen einer Anweisung der Be-

zirksregierung nach § 36 Abs. 3 LPlG gegenüber, das Genehmigungsverfahren 

auszusetzen – einer Anweisung freilich, die auf einer Rechtsgrundlage basiert, 

welche vom OVG Münster als mit überwiegender Wahrscheinlichkeit verfas-

sungswidrig beurteilt wird. 

 

Somit stellt sich für die Genehmigungsbehörden die Frage, ob es für sie auf die-

ser Erkenntnislage möglich ist oder ob sie nicht sogar rechtlich verpflichtet sind, 

aufgrund ihrer Stellung als letztentscheidende Behörde gemäß des Konzentrati-

onsgrundsatzes in § 13 BImSchG sich über die Anweisung der Bezirksregierung 

hinwegzusetzen und das Genehmigungsverfahren gleichwohl fortzuführen so-

wie bei Vorliegen der Genehmigungsvoraussetzung die Genehmigung zu ertei-

len.  

 

Diese für alle Seiten – insbesondere aber für die Genehmigungspraxis – unbefriedi-

gende Situation kann durch Streichung des § 36 Abs. 3 LPlG aufgelöst werden.  

 

 

 

 

Tobias Roß  

Rechtsanwalt  
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